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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 3 KR 34/16 B 
 
L 5 KR 7/16 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 8 KR 59/14 (SG Düsseldorf) 
 
 
 
……………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK Rheinland/Hamburg - Die Gesundheitskasse, 
Kasernenstraße 61, 40213 Düsseldorf, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. August 2016 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  W e n n e r    sowie den Richter   S c h r i e v e r    und  

die Richterin   Dr.  W a ß e r     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des Bundessozialgerichts vom 26. Juli 2016 

- B 3 KR 24/16 B - wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Senat hat die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 19.5.2016 mit Beschluss vom 26.7.2016 als 

unzulässig verworfen. 

 

Gegen diesen am 8.8.2016 zugestellten Beschluss hat der Kläger mit einem von ihm unter-

zeichneten und am 10.8.2016 eingegangenen Schreiben Beschwerde eingelegt. 

 

Die vom Kläger eingelegte Beschwerde gegen den Beschluss des BSG vom 26.7.2016 ist nicht 

statthaft. Gegen Entscheidungen des BSG als letztinstanzlichem Gericht sind weder Einspruch 

bzw Widerspruch noch sofortige oder einfache Beschwerde vom Gesetz vorgesehen, was aus 

§ 172 SGG folgt. Soweit in dem Vorbringen des Klägers eine Gegenvorstellung zu sehen wäre, 

besteht keine Veranlassung für eine gegenüber dem Beschluss vom 26.7.2016 abweichende 

Entscheidung. Ebenso fehlte es für die Erhebung einer erfolgreichen Anhörungsrüge an der 

Postulationsfähigkeit des Klägers (§ 178a Abs 4 Satz 1 iVm § 73 Abs 4 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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